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Für die christlich-demokratischen, liberalen und sozialdemokratischen/soziali-
stischen Parteien in den Mitgliedstaaten der EG waren die Direktwahlen zum
Europäischen Parlament eine Herausforderung und der ganz wesentliche
Grund zu Konstituierung transnationaler Parteiorganisationen in der Mitte der
70er Jahre. Existenz und Aktivitäten solcher EG-weiten Parteienzusam-
menschlüsse sollten den ,europäischen' Charakter der Wahlen unterstreichen
helfen: durch Vorlage gemeinsamer Wahlprogramme und -aufrufe; durch
transnational geführten Wahlkampf, also viele gemeinsame Wahlveranstaltun-
gen; vielleicht gar durch Absprachen bei der Kandidatenauswahl. Anläßlich
der ersten Direktwahl 1979 war die diesbezügliche Bilanz der Parteibünde be-
scheiden; so kurz nach dem Auftreten neuer politischer Akteure auf der euro-
päischen Bühne von ihnen sehr viel zu erwarten, wäre — auch wenn faktisch die
Erwartungen hochgeschraubt wurden — unrealistisch gewesen.

Fünf Jahre später und im Zusammenhang mit den zweiten Direktwahlen
liegt zur Erörterung der Frage, ob die transnationalen Parteienzusammen-
schlüsse zu handlungsfähigen Akteuren im EG-System geworden sind und den
an sie gestellten Anforderungen besser entsprechen, viel mehr an Erfahrungen
und Einsichten vor. Drei Aspekte sind es vor allem, die für die Beantwortung
der Frage geprüft werden müssen1:
— Die interne politische Kohäsion der Parteibünde: Wie ist es um ihre Fähig-

keit bestellt, in wichtigen Fragen Konsens zu erzielen und einen Grad orga-
nisatorischer und politischer Stärke und Geschlossenheit zu erwerben, der
für die Erfüllung der ihnen zugeordneten Funktionen erforderlich ist?

— Die Beziehungen der Parteibünde zu ihren jeweiligen Fraktionen im
Europäischen Parlament: Stellten die transnationalen Parteienzusammen-
schlüsse als Organisationen eine starke Basis dar, die der Fraktion politische
Leitlinien vorgibt, sie führt; und anerkennen die Fraktionen diese Kon-
stellation?

— Die Beziehungen der Parteibünde zu ihren nationalen Mitgliedsparteien:
Beeinflussen die Parteibünde das Geschehen in den nationalen Parteiorga-
nisationen, werden sie als auf höherer Ebene angesiedelte Parteiorganisatio-
nen von den Parteigliederungen auf nationaler Ebene anerkannt und re-
spektiert? Gibt es einen intensiven Kommunikationsfluß zwischen den ver-
schiedenen Ebenen?
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Die Europäischen Liberalen Demokraten (ELD)

Als 13. Mitglied wurde die Alliance Party aus Nordirland aufgenommen, die
erst 1970 als überkonfessionelle Partei gegründet wurde und, verglichen mit
den recht extremen politischen Forderungen anderer nordirischer Parteien, ei-
nen eher mittleren, gemäßigten Kurs verfolgt2. Die erst im November 1984 ge-
gründete Demokratische Reform-Partei Spaniens wurde als Mitglied mit Beob-
achter-Status anerkannt und damit das Streben nach Ausweitung der Mitglied-
schaft gerade auch in künftigen Mitgliedstaaten fortgesetzt.

Der am 12./13. Mai 1984 in Brüssel abgehaltene Kongreß stand ganz im Zei-
chen der zweiten Direktwahl zum Europäischen Parlament; es handelte sich in
erster Linie um eine Wahlkampfveranstaltung, auf der die Mitgliedsparteien
der ELD gemeinsam auftraten und sodann ihre beiden belgischen Mitglieds-
parteien bei deren zentralen Wahlkampf-Veranstaltungen unterstützten. Das
gemeinsame Wahlprogramm war bereits auf dem Kongreß im Dezember 1983
in München verabschiedet worden3.

In Ergänzung zum Wahlprogramm formulierte die Wahlkampfkommission
eine Kurzfassung mit den Schwerpunkten Frieden und Sicherheit, individuelle
Freiheiten, wirtschaftliche Entwicklung. Den Anspruch eines gemeinsamen,
transnational geführten Wahlkampfes konnte die ELD trotz gemeinsamer Pro-
grammaussagen nicht voll einlösen; das wurde auch in der internen im An-
schluß an die Wahlen vorgenommenen Bilanz selbstkritisch festgestellt. Bereits
auf dem ELD-Kongreß im Dezember 1983 waren die Grenzen des politisch-in-
haltlichen Konsens sichtbar geworden, als die britischen Liberalen zentralen
Aussagen die Zustimmung versagten4. Vor allem aber stellten mehr oder weni-
ger alle Parteien die Wahlen in den Dienst parteipolitischer Ziele im nationalen
Rahmen. Es ist nicht übertrieben, von einer Instrumentalisierung der Direkt-
wahl als nationale Testwahl zu sprechen5. Wenn beispielsweise in der Bundes-
republik Deutschland der F.D.P.-Vorsitzende Genscher — und nicht der Spit-
zenkandidat und ELD-Fraktionsvorsitzende im EP Bangemann — die Verant-
wortung für das enttäuschende Abschneiden seiner Partei übernahm, wird dar-
in die Dominanz der nationalen Komponente besonders augenfällig6. Ein wei-
teres Indiz für den außerordentlich schwachen transnationalen Charakter der
Wahl ist darin zu sehen, daß von den der ELD-Fraktion aus Mitteln des EP in
den Jahren 1982—84 für die Wahlvorbereitung zur Verfügung gestellten Finan-
zen (2,8 Mio. ECU) nur 18% der ELD zur Verwendung übergeben wurden,
während 5 % für die Fraktion, der ganze Rest aber für die Mitgliedsparteien
zur Verfügung standen7.

Das Wahlergebnis war für die ELD insgesamt enttäuschend. Die belgischen
und holländischen Liberalen gewannen zwar je ein Mandat mehr, in Dänemark
und Luxemburg war es dagegen je ein Mandat weniger; die französischen Frak-
tionsmitglieder sahen sich von 17 auf 13 reduziert und die F.D.P. scheiterte gar
an der 5 %-Hürde und war im neuen EP gar nicht mehr vertreten. Gab es bis-
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her schon das Problem des „Konkurrenzverhältnisses"8 zwischen der ELD-
Fraktion und der transnationalen Parteiorganisation, so verschärfte es sich
durch den Umstand, daß vier der 13 Mitgliedsparteien im EP gar nicht vertre-
ten sind, darunter die politisch gewichtigen und in der Parteiföderation einfluß-
reichen Parteien aus Großbritannien und der Bundesrepublik9. Drei Fraktions-
mitglieder gehören keiner Mitgliedspartei an, sondern haben sich der Fraktion
als unabhängige Abgeordnete angeschlossen.

Unmittelbar nach den Direktwahlen im Juni und dann im Dezember 1984 be-
schäftigte sich das Exekutiv-Komitee mit den Konsequenzen, die zu ziehen sei-
en. Um die Verbindung zwischen den einzelnen Mitgliedsparteien zu festigen,
wurde beschlossen, die Wahlkampfkommission als Aktivitäten-Kommission
weiterarbeiten zu lassen10. Weiterhin wurde vereinbart, daß die Parteiführer
mindestens zweimal jährlich zusammentreten; ihr für die Entwicklung der
transnationalen Parteiorganisation schon bisher wichtiges Engagement soll so
kontinuierlich genutzt werden. Impulse versprechen sich die ELD auch vom
Wirken eines anderen kleinen Gremiums, des in Art. 19 der 1982 revidierten
Satzung genannten Büros, bestehend aus dem Präsidenten, den Vizepräsiden-
ten, dem Schatzmeister, dem Generalsekretär und dem EP-Fraktionsvorsitzen-
den.

Nachdem der Präsident der ELD, der Belgier Willy de Clercq, als Mitglied
der neuen, ab 1985 amtierenden EG-Kommission nominiert worden war, trat
er von seinem Parteiamt zurück. Die luxemburgische Politikerin Colette Flesch
wurde zur amtierenden Präsidentin bestellt.

Bund der Sozialdemokratischen Parteien der EG
Zwei Themen bestimmten die Aktivitäten des Bundes im Jahr 1984: zunächst
die zweiten Direktwahlen des Europäischen Parlaments, sodann die Struktur
und Funktion des Bundes im Rahmen der transnationalen Dimension sozialde-
mokratischer/sozialistischer Parteiarbeit.

Anders als bei den ersten Direktwahlen wollte der Bund mit einem gemeinsa-
men Wahlprogramm vor die Wähler treten n und hatte zu diesem Zweck schon zu
Beginn des Jahres 1983 eine Kommission eingesetzt, der drei spezielle Arbeits-
gruppen noch zuarbeiteten. Die Beratungen gestalteten sich schwierig, weil die
Auffassungen der Mitgliedsparteien in zentralen Fragen auseinandergingen12.

Der am 8./9. März in Luxemburg abgehaltene Kongreß beschloß das Mani-
fest des Bundes für die EP-Wahlen. Als die drei Hauptthemen und zugleich
Herausforderungen werden darin Arbeit, Frieden und Freiheit bezeichnet. Das
Manifest ist in fünf unterschiedlich umfangreiche Kapitel gegliedert: Das erste
behandelt ausführlich „eine Europäische Lösung zur Überwindung der Krise";
darin wird für mehr Zusammenarbeit und koordiniertes Handeln auf europäi-
scher Ebene plädiert, werden mehr öffentliche Investitionen, eine aktive Be-
schäftigungspolitik und die Weiterentwicklung des EWS gefordert. Das zweite
Kapitel macht Aussagen über „eine neue Gemeinsame Agrarpolitik" und for-
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dert die Vermeidung von Überschüssen und die Beschränkung unbegrenzter
Abnahmegarantien. Das dritte Kapitel („Die Gemeinschaft — Faktor für Frie-
den, Gerechtigkeit und Freiheit in der Welt") befürwortet die Süderweiterung
und nennt als Datum 1986; bekennt sich zu Zusammenarbeit und Solidarität
mit den Ländern der Dritten Welt und enthält eine Reihe konkreter Forderun-
gen hierzu. Die Gemeinschaft soll in den internationalen Beziehungen eine po-
sitivere Rolle spielen, wobei ihr Einfluß „nicht durch die traditionelle Machtpo-
litik und durch den Einsatz militärischer Mittel zum Ausdruck kommen" darf.
Im Bereich der europäischen Sicherheit wird der EG nur eine Funktion hin-
sichtlich der politischen Aspekte zugeschrieben. Es heißt ausdrücklich: „Auf-
grund der Unterschiede ihrer Geschichte und ihrer nationalen Zusammenhän-
ge sind sich die sozialdemokratischen und sozialistischen Parteien der EG bei
den militärischen Aspekten der europäischen Sicherheit, ihrer Nichtüberein-
stimmung über die Rolle der Atomwaffen und der nuklearen Abschreckung für
die Sicherheit Europas bewußt." Das vierte Kapitel über „Die EG und die
Menschenrechte" bezeichnet diese als integralen Bestandteil der Politik der
EG und der EPZ. Das fünfte Kapitel macht Aussagen über „demokratischere
und leistungsfähigere Institutionen".

Das Manifest ist ein Kompromiß, besser: ein Minimalkonsens zwischen den
beteiligten Parteien. Dazu gehört die ausdrückliche Bestätigung von Divergen-
zen in Fragen militärischer Sicherheit. Divergenzen kommen aber auch in Fuß-
noten — einer offenbar beliebten Methode bei der Formulierung gemeinsamer
Texte im Rahmen der EG-Integration und keineswegs auf Parteien be-
schränkt13 — und Zusatzerklärungen zum Audruck. Während die dänische So-
zialdemokratie in einer Fußnote Vorbehalte zu den Aussagen über Verbesse-
rungen im Bereich der Institutionen zugunsten des EP macht, bringt die briti-
sche Labour Party Fußnoten-Vorbehalte zu diesem Punkt, zur Frage der Ver-
besserung des EG-Finanzsystems und der Weiterentwicklung des EWS an. Die
beiden italienischen Mitgliedsparteien bekräftigen in einer im Anhang enthal-
tenen kurzen Zusatzerklärung ihre Unterstützung des Vertragsentwurfs des EP
zugunsten einer Europäischen Union.

Im Wahlkampf der Mitgliedsparteien spielte das Manifest des Bundes kaum
eine Rolle. Die Parteien hatten ihre eigenen Programme und Wahlaufrufe14.
Ein transnationaler Wahlkampf fand nicht statt. Dennoch erhielt der Bund
22% der vom EP der Fraktion insgesamt zugewiesenen 8,1 Mio. ECU, wäh-
rend 62 % an die Mitgliedsparteien flössen und 16 % den Mitgliedern der Frak-
tion blieben15. Interessant ist indessen ein anderes Phänomen: In der Bundes-
republik traten die sozialdemokratischen Euro-Parlamentarier sehr selbstbe-
wußt und auch gegenüber ihrer eigenen Partei recht eigenständig auf. Sie führ-
ten beispielsweise eigene Fachkonferenzen durch. Diese Euro-Elite von Parla-
mentariern, die als solche deutlich wahrnehmbar in Erscheinung tritt, versteht
sich als eigenständiger Faktor im Parteiengefüge — sowohl gegenüber der na-
tionalen Parteiorganisation als auch gegenüber dem Bund.
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Am 1. Juni 1984 traten in Brüssel die Parteivorsitzenden zusammen und be-
schlossen eine 13 Punkte-Erklärung zu den EP-Wahlen. Sie basiert auf dem
Manifest und fordert abgestimmte internationale Maßnahmen, öffentliche In-
vestitionen, Umverteilung der Arbeit, Umstrukturierung zugunsten neuer
Technologien (die nicht auf dem Rücken der Arbeitnehmer erfolgen, sondern
von sozialen Maßnahmen begleitet werden muß), Währungsstabilität und ge-
meinsame Währungspolitik, schließlich die Süderweiterung zum 1. Januar
198616.

Das Wahlergebnis ist für die Parteien des Bundes ambivalent. In den Bene-
lux-Staaten konnten sie prozentual bemerkenswert zulegen; in Italien und Dä-
nemark, aber auch in Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland erlitten
sie Einbußen geringeren Ausmaßes, in Irland dagegen sind die Verluste so
groß, daß kein Mandat erzielt wurde; in Großbritannien steigerte Labour seine
Mandatszahl von 18 auf 33 und stellt damit exakt ein Viertel der Mitglieder der
Sozialistischen Fraktion, ebensoviel wie die SPD.

Auf den Bürositzungen in der zweiten Jahreshälfte (Juli, September und De-
zember) wurden die Schwierigkeiten der Mitgliedsparteien, Kohäsion zu errei-
chen, wiederum deutlich. In der Frage des Vertrages über eine Europäische
Union stehen sich vor allem die französischen Sozialisten und die dänischen So-
zialdemokraten gegenüber; die Konstellation ähnelt der im Europäischen Rat
und im Dooge-Komitee, wo Dänemark zu den ,Fußnoten-Staaten' zählt. Auf
der Dezember-Sitzung des Büros nahmen die drei künftigen Mitglieder der
EG-Kommission, die Mitgliedsparteien angehören, teil: Delors, Ripa di Meana
und Davis. Delors trug seine Vorstellungen als künftiger Kommissions-Präsi-
dent vor, eine nachdrückliche Unterstützung seines Programms wird er ange-
sichts der politisch-programmatischen Divergenzen zwischen den Mitgliedspar-
teien nicht erwarten können, denn im Bund herrscht nach wie vor Konsens-
zwang.

In diesem Punkt unterscheidet sich der Bund auch von der sozialistischen
EP-Fraktion, die im Alltag der Parlamentsarbeit unter ständigem Integrations-
druck steht und (Mehrheits-)Entscheidungen faßt, um handlungsfähig zu sein.
Im Gegenüber von Fraktion und Bund liegt das Haupt-Strukturproblem der
transnationalen Parteienzusammenarbeit der Sozialdemokraten/Sozialisten.
Kleinere Parteien und Parteien aus kleineren Ländern befürworten traditionell
eine Stärkung des Bundes, um so ihre eigene Position aufzuwerten. Dieser In-
strumentalisierung des Bundes stehen die großen Parteien, aber auch die EP-
Fraktion als Mitglied des Bundes reserviert bis ablehnend gegenüber. Sie wol-
len den Bund nicht als führende Kraft, sondern befürworten eher mehr Perso-
nalunion zwischen Bund und Fraktion. Insbesondere die Fraktion ist mit ihrem
Einfluß im Bund unzufrieden und moniert dies u.a. unter Berufung auf ihren
hohen Finanzbeitrag. Die Mitgliedsparteien scheinen insgesamt nicht bereit,
den Bund zu einer handlungsfähigen transnationalen Parteiorganisation weiter-
zuentwickeln, sondern sehen ihn — in gewissem Sinn wie eine „kleine" Soziali-
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stische Internationale — als eher lockeren „round table"17. Und die Fraktion ist
nicht bereit, sich dem Bund in seiner gegenwärtigen Form unterzuordnen.

Andererseits stellt sich die Frage, ob die EP-Fraktion zur politischen Füh-
rung sozialistischer Politik im transnationalen Bereich befähigt ist. Die durch
den gewachsenen Anteil britischer Abgeordneter noch spürbarer gewordene
Heterogenität, insbesondere in Fragen von Gemeinschaftsentwicklung und In-
tegrationsfortschritt, wird diese Fähigkeit bis auf weiteres nicht entstehen las-
sen. Dessen ungeachtet stellt die EP-Fraktion in der transnationalen Parteien-
zusammenarbeit der Parteien des demokratischen Sozialismus eine wichtige
Komponente dar, im Vergleich zum Bund als transnationaler Parteiorganisa-
tion gewiß gewichtiger als im Fall von ELD und EVP. Das könnte nach Vollzug
der Süderweiterung noch ausgeprägter werden, weil die Fraktion dann 8 portu-
giesische und ca. 40 spanische Mitglieder hinzubekommt.

Die Europäische Volkspartei (EVP) und die Europäische Union Christlicher
Demokraten (EUCD)18

Anders als noch im Vorjahr dominierten 1984 spezifische EG-Themen die Ar-
beit der EVP, während sich die EUCD weitgehend auf Fragen der internatio-
nalen Politik konzentrierte. Für die EVP stellten die zweiten Direktwahlen, die
seit dem Gipfel von Athen im Dezember 1983 akute Krise der EG und die Dis-
kussion über die Weiterentwicklung der Gemeinschaft zu einer Europäischen
Union Herausforderungen und zugleich Aktivitätsschwerpunkte dar. Was als
sinnvolle thematische Arbeitsteilung erscheint, kann zu Problemen führen,
wenn die Gewichte zu ungleich werden. 1984 angestellte Beratungen über
Struktur und Arbeitsweise der EUCD deuten darauf hin, daß die Mitgliedspar-
teien eine solche Asymmetrie gesehen haben: Das Politische Büro sollte vier-
teljährlich statt alle zwei Monate tagen und auch nicht immer zusammen mit
dem der EVP, um so den Belangen der EUCD mehr Raum und Zeit geben zu
können. Die politisch-sachlich von allen Mitgliedsparteien weiterhin gewünsch-
te Verklammerung der beiden transnationalen Parteivereinigungen sollte kei-
neswegs wieder gelockert werden. Vielmehr ging — und geht — es darum, jeder
von ihnen das nötige Eigengewicht zu geben.

Die EUCD erhielt 1984 zwei neue Mitglieder: die schwedische Kristen De-
mokratisk Sämling (KDS) und die spanische Democrata Populär (PDP). Aus
Spanien sind damit drei kleinere Parteien Mitglied19, was die angesichts der in-
nenpolitischen Rivalität zwischen ihnen schwierige Frage ihres jeweiligen An-
teils an den für spanische Parteien insgesamt fünf Sitzen im Politischen Büro
aufwirft. Die drei Parteien wurden aufgefordert, ein Gentlemen's Agreement
zu treffen. Mit der Aufnahme der KDS ist neben Norwegen nun auch Schwe-
den mit einer Mitgliedspartei vertreten. Der Aufnahmeantrag der Christlichen
Volkspartei Dänemarks wird bei der EUCD für die nächste Zukunft20, auf
mittlere Frist dann auch der der finnischen Christdemokraten erwartet.

Für die EVP standen zum einen die Wahlen zum EP im Vordergrund. Auf
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der Sitzung des Politischen Büros im Februar wurde Einvernehmen über den
gemeinsamen Wahlslogan erzielt: „Europa einigen für Frieden und Freiheit in
Gerechtigkeit". Viele Mitgliedsparteien stellten aber eigene Slogans im Wahl-
kampf in den Vordergrund, entsprechend den jeweiligen nationalen und partei-
politischen Gegebenheiten. Insgesamt kann von einem transnational geführten
Wahlkampf keine Rede sein. Auch die EVP-Mitgliedsparteien haben nationale
Belange in den Vordergrund gestellt, die Direktwahl instrumentalisiert.

Vom 2.-4. April 1984 fand in Rom der Kongreß der EVP statt. Wichtigster
Punkt war die Verabschiedung eines Aktionsprogramms sowie eines kurzen,
sehr allgemein gehaltenen Aufrufs für die Wahlen. Im Programm fordert die
EVP die Neugestaltung der Beziehungen zwischen den Nationen in einer euro-
päischen Föderation. Die Europäische Union wird als ein wichtiger Schritt auf
dem Weg zu diesem Ziel bezeichnet. Große Teile des Programms sind Fragen
der Wiederbelebung der Wirtschaft und der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
gewidmet, wobei die EVP primär auf Marktkräfte setzt und die Vollendung des
Binnenmarktes fordert. Im Kapitel über europäische Friedens- und Sicher-
heitspolitik werden Verhandlungen mit dem Osten verlangt. Durch die Stär-
kung des EP soll das EG-Entscheidungsgefüge verbessert und demokratisiert
werden. Nicht alle Mitgliedsparteien stellten das gemeinsame Programm in den
Mittelpunkt ihrer Kampagne, die viel eher national geprägt war.

Als Schlußfolgerungen aus den im Wahlkampf gemachten Erfahrungen erge-
ben sich eine Reihe von Forderungen: Interesse und Mitwirkung der Mitglieds-
parteien im Rahmen der EVP müssen gesteigert werden; die Zusammenarbeit
zwischen Verantwortlichen der EVP und der EP-Fraktion muß verbessert wer-
den; die Politik christlich-demokratischer Regierungen muß im Rahmen der
EVP kontinuierlich koordiniert werden, wozu insbesondere regelmäßige Tref-
fen von Regierungschefs und Ministern beitragen sollen; schließlich muß die
Öffentlichkeitsarbeit verstärkt werden. Diesem letzten Ziel dient der Beschluß,
ein Informations-Bulletin herauszugeben. Wahlkampfund interne Schlußfolge-
rungen zeigen, daß die EVP ihr Ziel, eine kohärente und handlungsfähige so-
wie zur politischen Führung befähigte transnationale Parteiorganisation zu wer-
den, nach eigener Einschätzung noch nicht erreicht hat.

Sie hat allerdings einen weiteren Schritt in diese Richtung gemacht: Mit der
Einbeziehung der EVP-Parteien angehörenden Mitglieder der EG-Kommis-
sion, die — wenn auch nicht regelmäßig und geschlossen — an den Sitzungen
der Gremien (insbesondere des Politischen Büros) teilnehmen, mit Zusammen-
künften ihrer Fachminister, die der Abstimmung vor Tagungen des Rates die-
nen; mit den sog. Gipfelkonferenzen führender christlich-demokratischer Poli-
tiker; vor allem auch mit dem kontinuierlichen Bemühen um Kooperation mit
der EVP-Fraktion21.

Die EVP-Gremien haben sich während des Jahres 1984 regelmäßig und in-
tensiv mit der aktuellen Situation der EG sowie den Initiativen zu ihrer Weiter-
entwicklung — namentlich mit dem Projekt einer Europäischen Union — be-
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schäftigt. Dabei fand dieses Projekt nachdrückliche Unterstützung: Der Ver-
tragsentwurf des EP wurde als wichtige Basis für eine Europäische Union be-
zeichnet und seine Ratifizierung gefordert.

Im Oktober 1984 wurde eine Ad-Hoc-Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich mit
den Themen der beiden auf dem Gipfel in Fontainebleau eingesetzten Aus-
schüsse — für institutionelle Fragen (Dooge-Komitee) und „Europa der Bür-
ger" — befassen sollte. Jede Mitgliedspartei und jede der angeschlossenen Ver-
einigungen sollte zwei Vertreter, die EVP-Fraktion fünf Vertreter entsenden;
EVP-Mitglieder der beiden Ausschüsse sollten zu der vom Italiener Barbi ge-
leiteten Arbeitsgruppe als Gäste geladen werden. Ganz im Sinn des Zwischen-
berichts des Dooge-Komitees sprachen sich die EVP-Gremien im Dezember
1984 für die Abhaltung einer Regierungskonferenz aus — allerdings unter Be-
teiligung des EP —, auf der über die Bildung der Europäischen Union beraten
werden sollte. Mit einem solchen Votum präsentiert sich die EVP erneut als ei-
ne transnationale politische Kraft, die mit Nachdruck für Integrationsfortschritt
eintritt. Auf dem EVP-Kongreß im April 1984 war denn auch die Errichtung
der Vereinigten Staaten von Europa als eigentliches politisches Ziel der EVP
bezeichnet worden22.

Europäische Demokratische Union (EDU)

Die 7. Parteiführerkonferenz fand am 29./30. Juni 1984 in Oslo statt. Vertreter
von 31 Parteien und Organisationen aus 23 Staaten nahmen mit unterschiedli-
chem Status23 an dieser Veranstaltung teil. Als 18. Mitglied wurde das französi-
sche Centre National des Independants et Paysans (CNIP) — bisher lediglich
Beobachter — aufgenommen.

Der Österreicher Alois Mock, Bundesparteiobmann seiner ÖVP, wurde für
weitere zwei Jahre zum Vorsitzenden der EDU gewählt. Er kündigte aber zu-
gleich an, daß danach entsprechend den Satzungsbestimmungen der Vorsitz
zwischen den Mitgliedsparteien rotieren soll.

Wie bei bisherigen Parteiführertreffen wurden auch diesmal mehrere Berich-
te beschlossen, die zuvor in besonderen Ausschüssen beraten und ausgearbeitet
worden waren. Der Bericht „Fragen der Europäischen Zusammenarbeit und
Einheit"24, erarbeitet im Ausschuß „Europäische Politik" unter dem Vorsitz
von Bernhard Vogel (CDU), bezeichnet die Einigung Europas als historische
Aufgabe für die jetzige Generation. Europa wird darin als Werte- und „Über-
zeugungsgemeinschaft des Westens", als Wirtschaftsgemeinschaft auf der
Grundlage der sozialen Marktwirtschaft und als Friedensgemeinschaft definiert
und mit diesen Merkmalen dem nicht freien Teil Europas gegenübergestellt.
Da der EG eine besondere Funktion zugeschrieben wird („Die Stärke des
freien Europas korrespondiert mit der Stärke der Europäischen Gemein-
schaft"), müsse diese „ihre innere Krise überwinden".

Ohne Vorbehalte wurden die Berichte „Grenzüberschreitende Umweltpro-
bleme"25 und „Satellitenfernsehen"26 beschlossen. Die Parteiführer diskutier-
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ten außerdem einen Bericht des deutschen EP-Abgeordneten Elmar Brok
(CDU) über Jugendarbeitslosigkeit, bekräftigten die Prinzipien der KSZE-
Schlußakte und sprachen sich für die Entwicklung vertrauensbildender Maß-
nahmen zwischen West und Ost aus. In den Diskussionen zu Fragen der euro-
päischen Sicherheit hätten, so heißt es, die meisten — also nicht alle — Partei-
führer bedauert, daß die Stationierung sowjetrussischer SS 20-Raketen Gegen-
maßnahmen nötig gemacht hätte.

Die Fraktion der Europäischen Demokraten im Europäischen Parlament —
sie besteht im wesentlichen aus britischen Konservativen — hat den Status des
ständigen Beobachters und nimmt an den Aktivitäten der EDU, gerade auch in
einzelnen Ausschüssen, teil. Darin wird das Bestreben einer politischen Grup-
pierung erkennbar, in ständigen Arbeitskontakt mit Vertretern verwandter
oder ähnliche Ziele verfolgender Parteien zu treten, um so die Gefahr politi-
scher Isolierung zu vermeiden. Hier zeigt sich erneut eines der zentralen Anlie-
gen, das der Errichtung der EDU zugrunde lag: Parteien, die nicht der gleichen
politisch-ideologischen ,Familie' angehören, wohl aber in wichtigen politischen
Fragen übereinstimmen und den gleichen Kurs steuern, einen gemeinsamen
Rahmen in Form einer transnationalen Parteiorganisation zu geben. Sie hat ei-
ne verhältnismäßig lockere Organisationsform; in politischen Grundsatzfragen
herrscht jedoch ein recht hohes Maß an Übereinstimmung. Operative Schluß-
folgerungen müssen die EDU-Mitgliedsparteien, im Unterschied etwa zu den
auf EG-Staaten beschränkten transnationalen Parteiorganisationen, nicht zie-
hen; ihre Zusammenarbeit bleibt insofern unverbindlicher. Trotzdem stellt die
EDU eine Komponente der transnationalen Infrastruktur im Parteienbereich
dar.

Die Grünen in Europa
Grün-alternative Gruppierungen konnten sich bei den zweiten Direktwahlen
des EP gute Erfolgschancen ausrechnen: Die im Vergleich zu nationalen Parla-
mentswahlen eher niedrige Wahlbeteiligung kommt ihnen insofern entgegen,
weil sie damit rechnen können, ihre Anhänger vollständiger zu mobilisieren als
die etablierten Parteien. Das zeigt das Wahlergebnis in der Bundesrepublik -
nimmt man absolute Zahlen und vergleicht das Ergebnis der Europawahl mit
dem der Bundestagswahl 1983 — recht deutlich. Und zum zweiten konnten sie
erwarten, vom Verdruß mancher Wähler an den etablierten Parteien zu profi-
tieren: Weil die Stimmabgabe zugunsten einer solchen Alternative bei der EP-
Wahl im Unterschied zu nationalen Wahlen folgenlos bleibt, würden manche
Unzufriedene ihrem Verdruß auf dem Stimmzettel Ausdruck geben.

Das Wahlergebnis war für die grünen Gruppierungen sehr unterschiedlich,
was wiederum plausibel ist, wenn man die sehr unterschiedlichen nationalen
Gegebenheiten in Rechnung stellt. Während die Grünen in Belgien, der Bun-
desrepublik und Luxemburg sehr zufrieden waren, war ihr Abschneiden in
Frankreich und den Niederlanden — dort hatten viele mit einem zweistelligen
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Ergebnis gerechnet 27 — enttäuschend. Abgeordnete kamen aus drei Staaten:
sieben Grüne aus der Bundesrepublik, zwei Vertreter der holländischen rot-
grünen Gruppierung („Grün-Progressiver Akkord" GPA) und je ein Abgeord-
neter der wallonischen „Ecologie" und der flämischen „AGALEV"28.

Rein rechnerisch hätten diese elf Abgeordneten eine eigene Fraktion im EP
bilden können; die Geschäftsordnung erlaubt bereits zehn Abgeordneten, sich
zur Fraktion zusammenzuschließen, wenn sie aus mindestens drei Staaten kom-
men. Da der Fraktionsstatus materielle Vorteile bringt - Personal und Sach-
mittel —, ist der Anreiz zur Fraktionsbildung für kleine Gruppen von Abgeord-
neten groß. Aus politischen Gründen kam jedoch diese Dreier-Koalition nicht
zustande29: Die deutschen und die holländischen Abgeordneten stufen die bel-
gischen Grünen als politisch rechts stehend und mehr oder weniger ausschließ-
lich ökologische Anliegen verfolgend ein; umgekehrt gehen diese zum kommu-
nistischen Element der Holländer, aber auch zur linksalternativen Ausrichtung
der deutschen Grünen auf Distanz. Hier wird die politisch-ideologische Breite
des grünen Spektrums in Westeuropa sehr klar erkennbar. Deutsche und Hol-
länder wollten sich der Gefahr, von den belgischen Fraktionskollegen unter
Druck gesetzt zu werden — wobei jedesmal der Fraktionsstatus auf dem Spiel
stehen würde —, nicht aussetzen und schlössen zunächst ein Bündnis mit zwei
italienischen Abgeordneten der linksalternativen Proletarischen Demokratie
und der Partei der italienischen Einheit. Diesem Bündnis schlössen sich dann
im Juli 1984 drei Abgeordnete regionalistischer Parteien aus Flandern und Ita-
lien sowie die vier dänischen EG-Gegner an; schließlich kamen zum Bündnis
noch die beiden Belgier. Die Fraktion gab sich den Namen „Regenbogen".

Damit enthält das Fraktionsbündnis ganz unterschiedliche Tendenzen: öko-
logische Interessen, Regionalisten, Linksalternative. Es handelt sich um ein
Zweckbündnis: Neben den materiellen Vorteilen, die sich aus dem Fraktions-
status ergeben, ist die Fraktion eine Plattform für den Austausch von Informa-
tionen und Meinungen. „Das Parteienbündnis im Regenbogen wird . . . künf-
tig den Aktivitätsschwerpunkt auf die europäische Vernetzung von Opposi-
tionsbewegungen und Basisinitiativen legen."30 Ob die Fraktionsarbeit Reso-
nanz bei den nationalen Parteiorganisationen oder den verschiedenen Basisein-
heiten findet, bleibt abzuwarten.

Im Unterschied zur „Regenbogen"-Fraktion ist die Allianz der Grünen weni-
ger breit: ohne die dänischen EG-Gegner, ohne die Regionalisten, ohne das
italienische linksalternative Element. Und vor allem: die deutschen Grünen ha-
ben sich der Allianz auch nach der EP-Wahl nicht als Mitglied angeschlossen.
Sie beobachten zwar deren Aktivitäten, nehmen auch an Zusammenkünften
teil, setzen ihre finanzielle Stärke für Hilfeleistungen — so etwa im EP-Wahl-
kampf — ein und versuchen vor allem bilateral auf einzelne nationale Gruppie-
rungen Einfluß zu gewinnen — was vielfach als Dominanzstreben empfunden
und kritisiert wird31. Allianz und EP-Fraktion haben also kaum etwas mitein-
ander gemein. Unverkennbar ist indessen, daß es transnationale Kommunika-
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tion auch bei den Grünen gibt und daß diese Gruppierung ein Element des
transnationalen europäischen Parteienspektrums darstellt. Ihr Profil haben die
europäischen Grünen — sowohl die Allianz als auch die Regenbogen-Fraktion
— noch nicht gefunden.

Schlußfolgerungen 32

Die Partei-Komponente ist zu einem integralen Teil des gemeinschaftlichen
Entscheidungssystems geworden; transnationale Parteibünde gehören zur so-
zio-politischen Infrastruktur der EG, sind Akteure im Integrationsprozeß ge-
worden und tragen dazu bei, der Gemeinschaft ihren spezifischen Charakter zu
geben, der sie von anderen internationalen Organisationen unterscheidet. Die
Existenz transnationaler Parteiorganisationen bedeutet aber keineswegs, daß
nationale Parteiorganisationen keine Rolle mehr spielen. Ganz im Gegenteil:
die nationale Ebene — als integraler Teil des Gemeinschaftssystems — hat ihr
Gewicht behalten.

Diese eher generellen Feststellungen sind hinsichtlich der einleitend formu-
lierten Fragen zu qualifizieren:
— Die interne Kohäsion der Parteibünde läßt, bei allen Unterschieden zwi-

schen ihnen, noch viel zu wünschen übrig. Die Mitgliedsparteien achten dar-
auf, ihre Autonomie zu erhalten, da der Nationalstaat unverändert ihr wich-
tigster Handlungs- und Bezugsrahmen ist. Divergierende Auffassungen der
Mitgliedsparteien stellen für die transnationalen Parteivereinigungen ein
gravierendes Problem dar. Die Erfahrungen mit den zweiten Direktwahlen
illustrieren dies eindringlich.

— Der Einfluß der Europarteien auf ihre Mitgliedsorganisationen ist nach wie
vor unbefriedigend. Vielfach werden sie in den Gliederungen der nationalen
Parteien gar nicht recht zur Kenntnis genommen. Der Kommunikationsfluß
ist noch sehr entwicklungsbedürftig. Gerade hierfür liefert das Verhalten der
Parteien bei den EP-Wahlen — sie haben sie mehr oder weniger alle in starkem
Maße für innenpolitische Zwecke instrumentalisiert — überzeugende Belege.

— Was schließlich das Verhältnis der Parteibünde zu den EP-Fraktionen be-
trifft, so sind leztere das effizientere und wohl auch bedeutsamere Element
im Bereich transnationaler europäischer Parteistrukturen. Auch für sie stellt
sich allerdings das Problem der politischen Kohäsion sowie die Frage nach
den Beziehungen zur nationalen Ebene: zur dort angesiedelten Parteiorga-
nisation und zu den nationalen Parlamentsfraktionen.

Von vollentwickelten, organisatorisch leistungsfähigen und politisch homoge-
nen Euro-Parteien, die gemeinsam ein europäisches Parteiensystem bilden
würden, kann noch nicht gesprochen werden. Ansätze zu mehr Koordination
und auch zu wirksamer Kooperation im Rahmen dieser transnationalen Partei-
organisationen sind aber vorhanden. Das Geschehen in diesem Bereich ist Teil
des gesamten Integrationsprozesses, der insgesamt nicht durch rasche und
spektakuläre ,Sprünge' gekennzeichnet ist.
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